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stätte • Steuerliche Verpflegungs- und Übernachtungspauschalen bei 
Auslandsreisen 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
das Gesetzgebungsverfahren zum Wachstumschancengesetz konnte nicht 
wie vorgesehen bis Ende 2023 abgeschlossen werden. Damit besteht aktuell 
Ungewissheit, ob und wann Maßnahmen wie die vorgesehenen Entlastun-
gen, z.B. bei den Abschreibungen oder den geplanten Klimaschutz-Investiti-
onsprämien, umgesetzt werden. Auch weitere Änderungen, wie z.B. die be-
absichtigte Heraufsetzung der Verpflegungspauschalen für Dienstreisen, 
sind nicht in Kraft getreten, so dass aktuell noch unverändert der bisherige 
Rechtsstand fortbesteht. 
 
In der Beilage gehen wir auf das aktuell viel diskutierte Thema Environmen-
tal, Social and Governance (ESG) sowie Corporate Social Responsibility 
(CSR) ein und erläutern, in welchen Bereichen auch kleinere und mittlere 
Unternehmen besondere Berichtspflichten zu beachten haben. 
 
 

Partner 

 

Christian Müller 
Wirtschaftsprüfer . Steuerberater 

 

Michael Sackmann 
Wirtschaftsprüfer . Steuerberater 

 

Frank Jochim 
Rechtsanwalt . Steuerberater .  

 

Sven Sackmann 
Wirtschaftsprüfer 

 

Jonas Borchard 
Wirtschaftsprüfer . Steuerberater 

 

Eike Temme 
Steuerberater 

 

 
Angestellte Mitarbeiter 

 

Markus Preuß 
Steuerberater 

 

 
Freie Mitarbeiter 

 

Martin Zabel 
Wirtschaftsprüfer . Steuerberater 

 

Ingrid Goldmann 
Wirtschaftsprüfer . Steuerberater 

 

 
 

Friedrichs & Partner mbB 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 
Wagenstieg 8 

37077 Göttingen 

 
Telefon (05 51) 3 83 50-0 

Telefax (05 51) 3 83 50 49 

 
eMail: info@fp-goettingen.de 

www.fp-goettingen.de 

 
Sitz der Gesellschaft: Göttingen 

Amtsgericht Hannover PR 120151 



Friedrichs & Partner mbB 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft - 2 - 

 
 

Für alle Steuerpflichtigen 

1 Steuererklärungsfristen für 2022 und für 2023 

2 Erdgas-/Wärme-Soforthilfe Dezember 2022: Besteuerung nachträglich aufgehoben 

3 Anschaffung einer Photovoltaikanlage mit Stromspeicher kann insgesamt von der Umsatzsteuer ausge-
nommen sein 

4 Aussetzung der Vollziehung gegen Grundstücksbewertung nach dem neuen Grundsteuer- und Bewer-
tungsrecht (Bundesmodell) in zwei Fällen erfolgreich 

5 Interner Versorgungsausgleich: Keine Besteuerung bei wirtschaftlicher Rückübertragung einer übertrage-
nen Versorgungsanwartschaft 

6 Unterliegt Kuchenverkauf o.Ä. an Schulen und Kitas der Umsatzsteuer? 

 

Für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

7 Verpflegungspauschale: Aktuell gelten noch die bisherigen Werte 

8 Lohnsteuerliche Behandlung von unentgeltlichen oder verbilligten Mahlzeiten der Arbeitnehmer ab 
1.1.2024 

9 Steuerbefreiung für Job-Tickets gilt auch für bestimmte freigegebene IC/ICE-Verbindungen 

10 Zahlungen des Arbeitnehmers für einen vom Arbeitgeber angemieteten Parkplatz mindern den 1 %-Wert 

11 Erste Tätigkeitsstätte eines Bauleiters? 

12 Überlassung von (Elektro-)Fahrrädern an den Arbeitnehmer 

13 Unterkunftskosten bei einer doppelten Haushaltsführung im Ausland 

14 Hohe Anforderungen bei Einsatz eines Fahrtenbuchprogramms 

15 Steuerliche Anerkennung von Umzugskosten 

 

Für Unternehmer und Freiberufler 

16 Auslaufen der ermäßigten Besteuerung von Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen mit dem 
31.12.2023 

17 Inflationsausgleich für rechtliche Betreuer 

18 Corona-Überbrückungshilfe für Angehörige der Freien Berufe (sog. „NRW Überbrückungshilfe Plus“) als 
Betriebseinnahmen 

19 Kann die Finanzverwaltung bei einer steuerlichen Außenprüfung auch auf E-Mails des Unternehmens zu-
greifen? 

 

Für Personengesellschaften 

20 Geändertes Gesellschaftsrecht führt nicht zu steuerlichen Änderungen 

21 Beteiligung einer vermögensverwaltenden Personengesellschaft an einer gewerblichen Mitunternehmer-
schaft 

 

Für Bezieher von Kapitaleinkünften 

22 Antrag auf Günstigerprüfung muss rechtzeitig gestellt werden 

23 Dividendenzahlung der BioNTech SE an ADR-Inhaber in 2022 

 

Für Hauseigentümer 

24 Grundsteuererlass wegen wesentlicher Ertragsminderung: Wahrung der Antragsfrist bis zum 31.3.2024 

25 Überprüfung der Einkünfteerzielungsabsicht bei Objekten mit mehr als 250 qm Wohnfläche 

26 Erhaltungsrücklage bei Eigentumswohnung in einem steuerlichen Betriebsvermögen 

27 Fremdwährungsverlust bei Endtauschzahlung im Rahmen eines Zins-Währungs-Swaps bei den Einkünften 
aus Vermietung und Verpachtung 

 

Für GmbH-Gesellschafter und GmbH-Geschäftsführer 

28 Bundesamt für Justiz verlängert die Offenlegungsfrist für Jahresabschlüsse 2022 

29 Ertragsteuerliche Erfassung von Ausschüttungen in der Organschaft bei wechselseitiger Beteiligung 

30 Höhe nachträglicher Anschaffungskosten bei in der Krise stehen gelassenen Darlehen nach § 17 Abs. 2a 
Satz 3 Nr. 2 EStG 

31 Voraussetzungen einer mittelbaren verdeckten Gewinnausschüttung 

32 Voraussetzungen der Haftung eines GmbH-Geschäftsführers für Biersteuer 
  



Friedrichs & Partner mbB 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft - 3 - 

 
 

Auslandspauschalen 2024 sowie ESG und CSR in Unternehmen 

33 Bedeutung des Themas Nachhaltigkeit 

34 Nachhaltigkeit und Steuern 

35 Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz 

36 Nachhaltigkeit und Personalmanagement 

37 Berücksichtigung von ESG-Risiken bei der Kreditvergabe durch Banken 

38 Kunden- und produktbezogene Berichtspflichten 

39 Nachhaltigkeitsberichterstattung im Rahmen des Jahresabschlusses und Lageberichts-Anforderungen 
durch die CSRD-Richtlinie der EU 

40 Allgemeines zu Verpflegungs- und Übernachtungskosten bei Auslandsreisen 

41 Verpflegungskosten 

42 Übernachtungskosten 

 

Für alle Steuerpflichtigen 

1 Steuererklärungsfristen für 2022 und für 2023 

Steuererklärungen, wie insbesondere die Einkommensteuererklärung und bei Unternehmen die 

Umsatz-, Gewerbe- und ggf. Körperschaftsteuer oder bei Personengesellschaften die Feststel-

lungs- und Gewerbesteuererklärung sind grds. sieben Monate nach Ablauf des Kalenderjahres 

beim Finanzamt einzureichen. Verlängerte Fristen gelten bei Stpfl., die den Gewinn aus Land- und 

Forstwirtschaft nach einem vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr ermitteln. Sofern al-

lerdings für die Fertigung der Steuererklärungen ein Steuerberater oder anderer zur geschäftsmä-

ßigen Hilfeleistung in Steuersachen Befugter beauftragt wird, verlängert sich die Frist auf 14 (bzw. 

bei überwiegend Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft: 19) Monate. 

Diese Erklärungsfristen sind aktuell noch verlängert, was im Zuge der Corona-Pandemie be-

schlossen wurde. Aktuell gelten folgende Erklärungsfristen: 

 steuerlich nicht beratene Stpfl. wenn die Fertigung 
der Erklärung durch einen Steu-
erberater o.Ä. erfolgt  

Besteuerungszeitraum 2022  2.10.2023  31.7.2024  

Besteuerungszeitraum 2023  2.9.2024  2.6.2025  

Hinweis: 

Das Finanzamt kann in Fällen, in denen Steuer- und Feststellungserklärungen durch Angehörige der steu-
erberatenden Berufe erstellt werden, eine vorzeitige Abgabe der Steuer- und Feststellungserklärung für das 
Jahr 2022 unter bestimmten Bedingungen bereits zum 29.2.2024 anfordern (sog. Vorabanforderung). 

Handlungsempfehlung: 

Werden die Erklärungsfristen überschritten, so kann ein Verspätungszuschlag festgesetzt werden. Sofern 
Steuererklärungen nicht innerhalb der gesetzlichen Frist abgegeben werden und die Steuerfestsetzung zu 
einer Nachzahlung führt, ist nach der gesetzlichen Anordnung ein Verspätungszuschlag regelmäßig zwin-
gend festzusetzen. 

Selbstverständlich ist auch eine frühere Abgabe möglich. Dies kann sich insbesondere anbieten, wenn mit 
einer Steuererstattung zu rechnen ist. In diesen Fällen kann auch eine (nachträgliche) Herabsetzung von 
Vorauszahlungen geprüft werden. 

2 Erdgas-/Wärme-Soforthilfe Dezember 2022: Besteuerung nachträglich aufgehoben 

Die im Dezember 2022 gewährte Soforthilfe für Erdgas-/Fernwärmekunden sollte ursprünglich – 

unter Berücksichtigung von Freigrenzen – der Besteuerung unterliegen. Diese Regeln zur steuer-

lichen Erfassung der Erdgas-/Wärme-Soforthilfe Dezember 2022 wurden nun rückwirkend aufge-

hoben, so dass keine steuerliche Erfassung erfolgt. 
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Hinweis: 

Im Bereich der Vermietungseinkünfte mindert diese Soforthilfe die abzugsfähigen Werbungskosten für den 
Erdgas-/Wärmebezug. Wenn diese Hilfe an die Mieter weitergegeben wird, mindern sich entsprechend die 
als Einnahmen zu erfassenden Nebenkosten. Insofern kann auf die tatsächlichen Zahlungen abgestellt wer-
den. 

3 Anschaffung einer Photovoltaikanlage mit Stromspeicher kann insgesamt von der 
Umsatzsteuer ausgenommen sein 

Die Lieferung und Montage bestimmter Photovoltaikanlagen wird nicht mit Umsatzsteuer belastet 

(technisch: umsatzsteuerlicher Nullsteuersatz). Die FinVerw hat nun mit Schreiben vom 

30.11.2023 (Az. III C 2 – S 7220/22/10002 :013) hierzu klargestellt, dass bei gleichzeitiger An-

schaffung einer Photovoltaikanlage und eines Stromspeichers in einem einheitlichen (Werk-)Ver-

trag unter den sonstigen Voraussetzungen auf die Gesamtanlage der Nullsteuersatz anzuwenden 

ist, so dass es auch bzgl. der Anschaffung des Stromspeichers nicht zu einer Belastung mit Um-

satzsteuer kommt. 

Auch erweitert die FinVerw den Anwendungsbereich des Nullsteuersatzes grds. auf alle Zähler-

schrankerweiterungen oder -erneuerungen im Zusammenhang mit der Installation einer Photovol-

taikanlage. Neben der Aufgabe des Erfordernisses der technischen Notwendigkeit bzw. Anforde-

rung des Netzbetreibers wird damit auch im Rahmen der Errichtung der Anlage die isolierte Zäh-

lerschrankerweiterung durch einen anderen Unternehmer als den Anlagenlieferant als begünstigt 

behandelt. 

Nicht vollständig unter den Nullsteuersatz fällt dagegen die Lieferung von sog. Solar-Carports und 

Solar-Terrassenüberdachungen. In diesem Fall ist das Entgelt aufzuteilen: Die Solarpaneele (mit 

Halterung), die wesentlichen Komponenten sowie die hierfür erforderlichen Nebenleistungen zur 

Lieferung der Photovoltaikanlage sind mit 0 % Umsatzsteuer zu besteuern, nicht aber die primäre 

Unterkonstruktion. 

Hinweis: 

Die Anwendung des umsatzsteuerlichen Nullsteuersatzes wird von der FinVerw sehr großzügig gehandhabt. 

4 Aussetzung der Vollziehung gegen Grundstücksbewertung nach dem neuen 
Grundsteuer- und Bewertungsrecht (Bundesmodell) in zwei Fällen erfolgreich 

Das FG Rheinland-Pfalz hat in zwei Verfahren des einstweiligen Rechtschutzes zu den Bewer-

tungsregeln des neuen Grundsteuer- und Bewertungsrechts nach dem Bundesmodell entschie-

den, dass die Vollziehung der dort angegriffenen Grundsteuerwertbescheide wegen ernstlicher 

Zweifel an der Rechtmäßigkeit auszusetzen ist. Die Streitfälle lagen wie folgt: 

– Dem ersten Streitfall lag eine Grundsteuerwertfeststellung für ein Einfamilienhaus mit einer 

Wohnfläche von 72 qm zu Grunde. Nach dem Vortrag der Antragstellerin war das im Jahr 1880 

errichtete Haus seit Jahrzehnten nicht renoviert worden und z.B. noch mit einer Einfachver-

glasung der Fenster versehen. Daher sei der gesetzlich normierte Mietwert pro Quadratmeter 

überhöht. Der Bodenrichtwert für das 351 qm große Grundstück war durch den zuständigen 

Gutachterausschuss mit 125 €/qm ermittelt worden. Das Finanzamt wandte dennoch den ge-

setzlich normierten Mietwert an. 

– Der zweite Streitfall betraf eine Grundsteuerwertfeststellung für ein Einfamilienhaus mit einer 

Wohnfläche von 178 qm, das im Jahr 1977 bezugsfertig errichtet wurde. Der Bodenrichtwert 

für das 1 053 qm große Grundstück war durch den zuständigen Gutachterausschuss mit 

300 €/qm ermittelt worden. Nach dem Vortrag der Antragsteller könne dieser Bodenwert jedoch 

nur mit einem Abschlag von 30 % angewandt werden, weil ihr Grundstück auf Grund einer 

Bebauung in zweiter Reihe, der Grundstückserschließung nur durch einen Privatweg und we-

gen einer besonderen Hanglage nur eingeschränkt nutzbar sei. Das Finanzamt berücksichtigte 

den Bodenrichtwert gleichwohl ohne Abschlag. 
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Das FG setzte mit den beiden Eilbeschlüssen v. 23.11.2023 die Vollziehung des gegenüber den 

Antragstellern ergangenen jeweiligen Grundsteuerwertbescheids aus, weil nach summarischer 

Prüfung ernstliche Zweifel sowohl an der einfachrechtlichen Rechtmäßigkeit der einzelnen Be-

scheide als auch an der Verfassungsmäßigkeit der zu Grunde liegenden Bewertungsregeln be-

stünden. Die einfachrechtlichen Zweifel des Finanzgerichts betrafen v.a. Zweifel daran, dass die 

entscheidend in die Bewertung eingeflossenen Bodenrichtwerte rechtmäßig zu Stande gekom-

men seien. Hierbei hat der Senat zum einen ernstliche Bedenken bezüglich der gesetzlich gefor-

derten Unabhängigkeit der rheinland-pfälzischen Gutachterausschüsse geäußert, weil nach der 

rheinland-pfälzischen Gutachterausschussverordnung Einflussnahmemöglichkeiten nicht ausge-

schlossen werden könnten. 

Hinweis: 

Das FG hat insbesondere wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtsfragen die Beschwerde zum 
BFH zugelassen. Abzuwarten bleibt daneben, ob und wie diese Rechtsfragen in Hauptsacheverfahren ge-
klärt werden. 

Handlungsempfehlung: 

Im Grundsatz sollte generell gegen Grundsteuerwertfeststellungen der Einspruch geprüft werden. 

5 Interner Versorgungsausgleich: Keine Besteuerung bei wirtschaftlicher Rückübertragung 
einer übertragenen Versorgungsanwartschaft 

Vereinbaren geschiedene Eheleute in einer notariellen Scheidungsfolgenvereinbarung, dass der 

in Bezug auf eine Versorgungszusage des Ehemanns zu Gunsten der Ehefrau durchgeführte in-

terne Versorgungsausgleich in der Weise rückgängig gemacht werden soll, dass die Versorgungs-

zusage wieder in voller Höhe gegenüber dem Ehemann zu erfüllen ist und erhält die Ehefrau im 

Gegenzug dafür eine werthaltige Gegenleistung, erzielt sie keine steuerbaren Einkünfte, wenn ihr 

aus dem übertragenen Anrecht noch kein fälliger Anspruch zustand. Das hat der BFH mit Urteil 

vom 10.10.2023 (Az. IX R 15/22) entschieden. Mithin lösen diese Vorgänge noch keine steuerli-

chen Folgen aus. 

Im Urteilsfall bestand zu Gunsten des Ehemanns eine Versorgungszusage einer GmbH. Im inter-

nen Versorgungsausgleich als unmittelbare Folge der Ehescheidung wurde dieser Anspruch zur 

Hälfte der Ehefrau zugesprochen. In der sodann zwischen den Eheleuten abgeschlossenen Ehe-

folgevereinbarung erfolgte insoweit wieder eine vollständige Zuordnung zum Ehemann und im 

Gegenzug erhielt die Ehefrau entsprechende werthaltige Gegenstände (so das Miteigentum an 

zwei Grundstücken). 

Der BFH bestätigte, dass die Ehefrau aus der notariellen Scheidungsfolgenvereinbarung keine 

steuerbaren Einkünfte erzielt hat. Es liegen weder Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit noch 

aus einem privaten Veräußerungsgeschäft vor. Ebenso wenig wurde die Ehefrau für entgangene 

Einnahmen entschädigt. 

Arbeitslohn floss schon deshalb nicht zu, weil der Versorgungsanspruch gegenüber der GmbH 

unverändert blieb. Mithin konnte auch kein Zufluss des Versorgungsanspruchs gegeben sein. Die 

Stpfl. hat auch nicht über einen fälligen Anspruch verfügt und dadurch den Lohnzufluss bewirkt. 

Es bestand kein fälliger Anspruch gegen die GmbH. Darüber hinaus erfolgte zwar im Rahmen der 

Scheidungsfolgenvereinbarung zumindest wirtschaftlich eine Zurückübertragung der Versor-

gungsanwartschaft auf den Ehemann, für ein steuerpflichtiges privates Veräußerungsgeschäft in 

Bezug auf die auf die Ehefrau übertragenen Miteigentumsanteile an den Grundstücken fehlte es 

jedoch an einer Anschaffung der Anwartschaft, da die Stpfl. diese unentgeltlich erworben hatte. 

Handlungsempfehlung: 

In der Praxis können solche Scheidungsfolgevereinbarungen also ohne Steuerbelastung vereinbart werden. 
Im konkreten Fall sollte aber stets rechtlicher und steuerlicher Rat eingeholt werden. 

6 Unterliegt Kuchenverkauf o.Ä. an Schulen und Kitas der Umsatzsteuer? 

An Schulen oder Kitas verkaufen oftmals Schülergruppen, Elterninitiativen, Fördervereine 

o.Ä. auf Schulfesten oder anderen Veranstaltungen Kuchen, Pizza, Getränke o.Ä., um Einnahmen 

für Schul-/Klassenaktivitäten einzunehmen. Insoweit stellt sich aktuell vermehrt die Frage, ob sol-

che Aktivitäten der Umsatzsteuer zu unterwerfen sind, was zur Folge hätte, dass aus dem erziel-

ten Erlös Umsatzsteuer herauszurechnen und an das Finanzamt abzuführen wäre. Insofern wären 

dann auch steuerliche Erklärungspflichten u.Ä. zu beachten. 


